
Zu 839 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXI. GP 

Nachdruck vom 29.11. 2001 

•• 
Anderung 

der Regierungsvorlage (839 der Beilagen) 

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Notarversicherungsgesetz 1972 geändert wird 
(10. Novelle zum NVG 1972) 

Die Bundesregierung hat in ihrer Sitzung am 23. Oktober 2001 beschlossen, dem Nationalrat den 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Notarversicherungsgesetz 1972 geändert wird ( 10. Novelle 
zum NVG 1972) samt Vorblatt und·Erläuterungen zur verfassungsmäßigen Behandlung zuzuleiten. 

Die Bundesregierung hat am 13. November 2001 im Hinblick auf § 25 des Geschäftsordnungs­
gesetzes 1975, BGBI. Nr. 410, beschlossen, diese Regierungsvorlage dahingehend zu ändern, dass an die 
Stelle des gesamten bisherigen Textes die nachstehende Vorlage einer 10. Novelle zum NVG 1972 samt 
Vorblatt und Erläuterungen tritt. 

Bundesgesetz, mit dem das Notarversicherungsgesetz 1972 geändert wird (10. Novelle zum 
NVG 1972) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Notarversicherungsgesetz 1972, BGBI. Nr. 66, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 1 
Nr. 67/2001, wird wie folgt geändert: 

1. Nach§ 17 wird folgender§ 17a samt Überschrift eingefügt: 

„Informations- und Aufklärungspflicht 

§ 17a. Die Versicherungsanstalt und das Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 
haben die Versicherten (Leistungsbezieherinnen) über ihre Rechte und Pflichten nach diesem 
Bundesgesetz zu informieren und aufzuklären. Die Versicherungsanstalt hat Informationen und 
Aufklärungen im Sinne des ersten Satzes mit jenen des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und 
Generationen abzustimmen; Informationen (Aufklärungen) gelten als abgestimmt, wenn sich das 
Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen binnen 48 Stunden nach Zustellung nicht 
dazu äußert; § 108 BAO gilt entsprechend." 

2. § 35 Abs. 3 erster Satz lautet: 

„Laufende Leistungen sind bargeldlos zu erbringen, wenn und so lange der (die) Anspruchsberechtigte 
nicht ausdrücklich Barzahlung verlangt." 

3. Im § 63 Abs. 3 Z 5 wird der Ausdruck „Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten" durch den 
Ausdruck „Pensionsversicherungsanstalt" ersetzt. 

4. Im § 88b wird der Ausdruck ,,Datenschutzgesetzes, BGBI. Nr. 565/1978," durch den Ausdruck 
„Datenschutzgesetzes 2000" ersetzt. 

5. Im § 94 Abs. 4 und 5 wird der Ausdruck ,,Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten" jeweils durch 
den Ausdruck „Pensionsversicherungsanstalt" ersetzt. 
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2 Zu 839 der Beilagen 

6. Nach § 109 wird folgender§ 110 samt Überschrift angefügt: 

„Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz BGBI. 1 Nr. xxx/2002 
.\ 

(10. Novelle) 

§ 110. (1) Es treten in Kraft: 
l. mit l. Jänner 2002 die §§ l 7a, 35 Abs. 3 und 88b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1 

Nr. xxx/2002; 
2. mit 1. Jänner 2003 die §§ 63 Abs. 3 Z 5 sowie 94 Abs. 4 und 5 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. xxx/2002. 

(2) Als ausdrücklich verlangte Barzahlungen im Sinne des § 35 Abs. 3 erster Satz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. xxx/2002 gelten auch Barzahlungen von Leistungen, die bereits vor dem 
l. Jänner 2002 im Wege der Barzahlung·erbracht wurden und nach diesem Zeitpunkt weiter zu erbringen 
sind." · 

Zu 839 der Beilagen XXI. GP - Änderung Regierungsvorlage (gescanntes Original)2 von 7

www.parlament.gv.at



Probleme: 

Zu 839 der Beilagen 

Vorblatt 

Erforderlichkeit der Aktualisierung verschiedener Bereiche des Sozialversicherungsrechtes. 

Lösung: 

3 

Vornahme notwendiger Anpassungen und Rechtsbereinigungen, Schaffung eines besseren Rechtszu­
ganges. 

Alternativen: 

Beibehaltung des gegenwärtigen Rechtszustandes. 

Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 

Keine. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Ein Großteil der Maßnahmen des Entwurfes besteht aus Rechtsbereinigungen. Damit sind keine quantifi­
zierbaren finanziellen Auswirkungen verbunden. 

Sofern Änderungen vorgesehen sind, die Parallelbestimmungen zum ASVG betreffen, wird auf die 
Ausführungen im Entwurf einer 59. Novelle zum ASVG verwiesen. 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen 
Union. 
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4 Zu 839 der Beifagen 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Durch de~ vorliegenden Entwurf sollen Änderungen des Sozialversicherungsrechtes, die der 
Rechtsbereinigung dienen, umgesetzt werden. 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz auf Art. 10 Abs. 1 
Z 11 B-VG („Sozialversicherungswesen"). 

Besonderer Teil 

Zu den Z 1, 2, 4 und 6 (§§ 17a, 35 Abs. 3, 88b und 110 Abs. 2): 

Diese Änderungen entsprechen den gleichartigen Änderungen des ASVG, wie sie im Rahmen des 
Entwurfes einer 59. ASVG-Novelle vorgeschlagen wurden, weshalb auf eine gesonderte Erläuterung 
dieser Änderungen verzichtet werden kann. Um das Auffinden der gewünschten Erläuterungen im ASVG­
Novellenentwurf zu erleichtern, werden im Folgenden die in beiden Gesetzen einander entsprechenden 
Vorschriften gegenübergestellt: 

NVG 1972 

§ l 7a 
§ 35 Abs. 3 
§ 88b 
§ 110 Abs. 2 

Zu den Z 3 und 5 (§§ 63 Abs. 3 Z 5 sowie 94 Abs. 4 und 5): 

ASVG 

§ 8la 
§ 104 Abs. 6 
§ 460e 
§ 597 Abs. 3 

Diese Änderungen stehen im Zusammenhang mit der Zusammenführung der Pensionsversicherungsanstalt 
der Arbeiter und der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2003, 
wie sie im Rahmen des Entwurfes einer 59. Novelle zum ASVG vorgesehen ist. 
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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

Notarversicherungsgesetz 1972 

Auszahlung der Leistungen 

§ 35. (1) und (2) ... 

(3) Laufende Leistungen sind in der Regel im Wege der Postsparkasse zu 
zahlen. Gebühren für ihre Zustellung sind von der Versicherungsanstalt zu 
zahlen. 

(4) ... 

Ausscheiden aus der Pensionsversicherung 

§ 63. (1) und (2) ... 

(3) Die Bestimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes über 
die Aufnahme in ein pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis sind mit 
folgender Maßgabe anzuwenden: 

1. bis 4 .... 

Informations- und Aufklärungspflicht 

§ 17a. Die Versicherungsanstalt und das Bundesministerium für soziale Si­
cherheit und Generationen haben die Versicherten (Leistungsbezieherinnen) 
über ihre Rechte und Pflichten nach diesem Bundesgesetz zu informieren und 
aufzuklären. Die Versicherungsanstalt hat Informationen und Aufklärungen im 
Sinne des ersten Satzes mit jenen des Bundesministeriums für soziale Sicher­
heit und Generationen abzustimmen; Informationen (Aufklärungen) gelten als 
abgestimmt, wenn sich das Bundesministerium für soziale Sicherheit und Ge­
nerationen binnen 48 Stunden nach Zustellung nicht dazu äußert; § 108 BAO 
gilt entsprechend. 

Auszahlung der Leistungen 

§ 35. (1) und (2) ... 

(3) Laufende Leistungen sind bargeldlos zu erbringen, wenn und so lange 
der (die) Anspruchsberechtigte nicht ausdrücklich Barzahlung verlangt. Ge­
bühren für ihre Zustellung sind von der Versicherungsanstalt zu zahlen. 

(4) ... 

Ausscheiden aus der Pensionsversicherung 

§ 63. (1) und (2) ... 

(3) Die Bestimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes über 
die Aufnahme in ein pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis sind mit 
folgender Maßgabe anzuwenden: 

1. bis 4 .... 
5. in den Fällen des Abs. 2 tritt an die Stelle des Dienstgebers die Pensi­

onsversicherungsanstalt, an die Stelle der Pensionsversorgung die Pen­
sionsversicherung der Arbeitnehmerinnen, an die Stelle der Aufnahme 
in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis das Ausscheiden aus 
der Pensionsversicherung und an die Stelle des Einlangens des Anrech­
nungsbescheides der Stichtag; die Anrechnung von Versicherungszeiten 
in der Pensionsversicherung der Angestellten ist von der Leistung des 
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5. in den Fällen des Abs. 2 tritt an die Stelle des Dienstgebers die Pensi­
onsversicherungsanstalt der Angestellten, an die Stelle der Pensionsver­
sorgung die Pensionsversicherung der Angestellten, an die Stelle der 
Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis das Aus­
scheiden aus der Pensionsversicherung und an die Stelle des Einlangens 
des Anrechnungsbescheides der Stichtag; die Anrechnung von Versi­
cherungszeiten in der Pensionsversicherung der Angestellten ist von der 
Leistung des Überweisungsbetrages abhängig. Überweisungsbetrages abhängig. v. 
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Geltende Fassung: 

Berechtigung zur Datenverarbeitung 

§ 88b. Die Versicherungsanstalt ist insoweit zur Ermittlung, Verarbeitung 
und Übermittlung von personenbezogenen Daten im Sinne des Datenschutzge­
setzes, BGBI. Nr. 565/1978, ermächtigt, als dies zur Erfüllung der ihr gesetz­
lich übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung ist. 

Anwendung der Bestimmungen über das Ausscheiden aus der Pensions­
versicherung und über die Aufnahme in die Pensionsversicherung 

§ 94. (1) bis (3) ... 

( 4) Hat der Ausgeschiedene weniger als 60 Beitragsmonate erworben, so hat 
die Versicherungsanstalt der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten für 
jeden Beitragsmonat einen einmaligen Pauschbetrag von 23,98 € zu überwei­
sen. 

(5) Ein im Sinne des § 63 zu leistender Überweisungsbetrag wird, sofern 
nicht die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten den Antrag auf Über­
weisungsbetrag stellt, am Stichtag für eine Leistung aus einer Pensionsversi­
cherung, mit dem Antrag auf Leistung eines Überweisungsbetrages nach § 308 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, mit dem Antrag auf Weiterver­
sicherung bzw. mit dem Antrag auf eine sonstige Leistung aus einer Pensions­
versicherung fällig; stellt die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 
den Antrag auf Überweisungsbetrag, so wird er mit dem Tag der Antragstel­
lung fällig. Der Überweisungsbetrag ist mit dem im Jahr seiner Fälligkeit für 
das Jahr des Ausscheidens - in den Fällen des Abs. 4 für das Jahr 1972 - in 
Geltung stehenden Aufwertungsfaktor des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes (§ 108 c des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) zu vervielfa­
chen. 

(6) bis (8) ... 

Vorgeschlagene Fassung: 

Berechtigung zur Datenverarbeitung 

§ 88b. Die Versicherungsanstalt ist insoweit zur Ermittlung, Verarbeitung 
und Übermittlung von personenbezogenen Daten im Sinne des Datenschutzge­
setzes 2000 ermächtigt, als dies zur Erfüllung der ihr gesetzlich übertragenen 
Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung ist. 

Anwendung der Bestimmungen über das Ausscheiden aus der Pensions­
versicherung und über die Aufnahme in die Pensionsversicherung 

§ 94. (1) bis (3) ... 

(4) Hat der Ausgeschiedene weniger als 60 Beitragsmonate erworben, so hat 
die Versicherungsanstalt der Pensionsversicherungsanstalt für jeden Beitrags­
monat einen einmaligen Pauschbetrag von 23,98 € zu überweisen. 

(5) Ein im Sinne des § 63 zu leistender Überweisungsbetrag wird, sofern 
nicht die Pensionsversicherungsanstalt den Antrag auf Überweisungsbetrag 
stellt, am Stichtag für eine Leistung aus einer Pensionsversicherung, mit dem 
Antrag auf Leistung eines Überweisungsbetrages nach § 308 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, mit dem Antrag auf Weiterversicherung bzw. mit 
dem Antrag auf eine sonstige Leistung aus einer Pensionsversicherung fällig; 
stellt die Pensionsversicherungsanstalt den Antrag auf Überweisungsbetrag, so 
wird er mit dem Tag der Antragstellung fällig. Der Überweisungsbetrag ist mit 
dem im Jahr seiner Fälligkeit für das Jahr des Ausscheidens - in den Fällen des 
Abs. 4 für das Jahr 1972 - in Geltung stehenden Aufwertungsfaktor des All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes (§ 108c des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes) zu vervielfachen. 

(6) bis (8) ... 

Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz BGBI. 1 Nr. xxx/2002 

(10. Novelle) 

§ 110. (1) Es treten in Kraft: 
1. mit 1. Jänner 2002 die §§ l 7a, 35 Abs. 3 und 88b in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. xxx/2002; 
2. mit 1. Jänner 2003 die §§ 63 Abs. 3 Z 5 sowie 94 Abs. 4 und 5 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGB!. 1 Nr. xxx/2002. 
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Geltende Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 

(2) Als ausdrücklich verlangte Barzahlungen im Sinne des § 35 Abs. 3 erster 
Satz in der Fassung des Bundesgesetzei; BGB!. 1 Nr. xxx/2002 gelten auch 
Barzahlungen von Leistungen, die bereits vor dem 1. Jänner 2002 im W-ege der 
Barzahlung erbracht wurden und nach diesem Zeitpunkt weiter zu erbringen 
sind. 
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